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Globalisierung braucht Grundeinkommen

 ENTWURF: Positionspapier „Bedingungsloses Grundeinkommen“

(14. Sept. 2009)

Wir treten für ein emanzipatorisches Bedingungsloses Grundeinkommen (BGE) als Realisierung des Menschenrechtes auf soziale Sicherheit ein. Wir sind der Überzeugung, damit sowohl die individuelle Wahlfreiheit in der Lebensführung zu bestärken als auch den sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft.

1.  Was ist ein Bedingungsloses 

Grundeinkommen (BGE)? 

Das emanzipatorische Grundeinkommen ist ein Einkommen, das bedingungslos, allgemein, personenbezogen in existenz- und teilhabesichernder Höhe ausbezahlt wird.

bedingungslos: Wir sehen das Grundeinkommen als Bürger -Innenrecht, das nicht von Bedingungen (z.B. Arbeitszwang, Verpflichtung zu gemeinnütziger Tätigkeit, geschlechterrollenkonformes Verhalten, Einkommens- und Vermögenssituation) abhängig gemacht werden kann.

allgemein: Alle Bürgerinnen und Bürger, alle Bewohnerinnen und Bewohner des betreffenden Landes müssen in den Genuss dieser Leistung kommen. Angestrebt wird diese Leistung EU-weit und grundsätzlich weltweit.

personenbezogen: Jede Frau, jeder Mann, jedes Kind hat individuell ein Recht auf Grundeinkommen. Es darf nicht abhängig gemacht werden von der eigenen Einkommens- und Vermögenssituation oder der eines Familienmitgliedes bzw. einer MitbewohnerIn. Nur so können Kontrollen im persönlichen Bereich vermieden werden und die Freiheit persönlicher Entscheidungen gewahrt bleiben.

existenz- und teilhabesichernd: Die zur Verfügung gestellte Summe soll ein bescheidenes, aber dem sozialen und kulturellen Standard der Gesellschaft entsprechendes Leben im jeweiligen Land ermöglichen, materielle Armut vermeiden und die gesellschaftliche Teilhabe sichern. Das bedeutet, dass der Betrag mindestens die Armutsrisikogrenze gemäß EU-Standard erreichen müsste (das sind 60% des sogenannten nationalen mediangemittelten Nettoäquivalenzeinkommens). 

Das BGE inkludiert den Anspruch auf kostenlose medizinische Betreuung.  

Es ersetzt nicht den Sozialstaat, es erweitert ihn. Die Finanzierung einer öffentlichen Infrastruktur – in den Bereichen Bildung, Gesundheit, Pflege, Kinderbetreuung, Verkehr, Energie, Wohnen – muss weiter eine wichtige Staatsaufgabe sein.

Das BGE soll eine umverteilende Wirkung von oben nach unten haben. Die erwähnte Umverteilung ist deshalb notwendig, weil im derzeitigen Wirtschafts- und Finanzsystem die Schere zwischen Arm und Reich systembedingt ständig wächst, wenn nicht gegensteuernde Rahmenbedingungen geschaffen und eingesetzt werden, die dies verhindern. 

Es ist genug für alle da!

2.  Ausgangslage:

Die Produktivitätssteigerungen seit Beginn der industriellen Revolution haben sich im 20. und zu Beginn des 21. Jahrhunderts (Informationszeitalter) ständig fortgesetzt. Die Rationa-

lisierung führt in gesättigten Märkten dazu, dass der Einsatz von Arbeitskraft in immer mehr Bereichen überflüssig wird. Das bedeutet: 

einerseits gesellschaftlichen Reichtum und Überfluss sowie   die Möglichkeit, Wohlstand für alle zu schaffen, 

andererseits strukturelle Erwerbsarbeitslosigkeit, weniger Normalarbeitsverhältnisse (statt dessen ungewollte Jobwechsel, Leih- und Teilzeitarbeit, Werkverträge auf begrenzte Dauer, Scheinselbstständigkeit und andere prekäre Formen der Erwerbsarbeit), bis hin zur Verarmung.   

Seit Jahrhunderten hat die kapitalistische Produktionsweise Mensch und Natur zu ihrer Ressource erklärt und deren Verwertung in Arbeitsgesellschaften organisiert. Arbeit wurde zur Ware. 

Leistung wird derzeit vorwiegend dann gesellschaftlich anerkannt, wenn sie mit Geld entlohnt wird. Diese Leistungsideologie koppelt Überleben an Erwerbsarbeit und bestimmt das Bewusstsein der Menschen. 

Unbezahlte Tätigkeiten wie Kinderbetreuung, Hausarbeit, Pflege, soziale Arbeit, die Gestaltung sozialer Beziehungen, zivilgesellschaftliche Tätigkeiten als ökologisches, gesellschaftliches, politisches und kulturelles Engagement gelten unter den herrschenden Bedingungen als nicht wertschaffend, als wertlos, privat und unproduktiv. Tatsache ist aber, dass diese unbezahlten Arbeiten erst die Voraussetzung  für Erwerbsarbeit und das derzeitige Wirtschaftssystem bilden. 

3.  Warum Bedingungsloses 

Grundeinkommen?

Für all die oben genannten Probleme brauchen wir Lösungen. BGE leistet dazu einen Beitrag.  

3.1   Soziale Gerechtigkeit        

Es geht darum, allen Menschen ein würdiges Leben zu sichern. Auch Menschen, die nicht unsere derzeitigen Nützlichkeits- und Leistungskriterien erfüllen, steht das Existenz- und Teilhaberecht zu. Leistungsbestimmungen sind weltanschaulich und politisch begründet und unterliegen geschichtlichen 

und kulturellen Veränderungen. Im herkömmlichen Gebrauch wird Leistung überwiegend auf ökonomische Wertsteigerung  

reduziert, anstatt soziale Gerechtigkeit,  ökologische Stabilität und mehr Demokratie zu fördern.

Wir erachten das BGE als Menschenrecht, unabhängig davon, ob Menschen etwas „leisten“ oder nicht. Es darf daher nicht an eine Pflicht zu einer Gegenleistung geknüpft werden. Wenn das BGE keine Belohnung für irgendwelche Tätigkeiten ist, so ist es doch deren Ermöglichung. Denn es bildet für jeden Menschen die ökonomische Basis, sich eigenverantwortlich und selbstbestimmt in die Gesellschaft einzubringen, in welcher Form und in welchem Bereich auch immer. Wir müssen Bedingungen schaffen, unter denen Initiative geweckt wird.

Die ökonomische Basis des Wohlstands ist Ergebnis der über lange Zeit gewachsenen Anhäufung von produktivem Wissen und Können. Diese und die in der Arbeit benützten Ressourcen gehören allen Menschen. Wer sie zum Geld- bzw. Einkommenserwerb nutzen will, ist zu einer Abgeltung an alle verpflichtet. So trägt das BGE zu einer gerechteren Verteilung bei. 

3.2   Entkoppelung von Erwerbsarbeit und Existenz-

sicherung

Durch eine Entkoppelung von Erwerbsarbeit und Existenzsicherung werden neue Formen der Selbstorganisation und kooperativen Produktion möglich, die für die Entwicklung einer ökologisch nachhaltigen Wirtschaft nötig sind. Das BGE unterstützt selbstverantwortliches Denken und fördert Eigeninitiative.

Nachdem das BGE  eine Entkoppelung von Erwerbsarbeit und Existenzsicherung bewirkt, werden ganz neue Lebensentwürfe möglich.  Durch finanzielle Absicherung und dadurch ermöglichten Zeitwohlstand können die Mitglieder der Gesellschaft das System, in dem sie leben, und auch dessen Auswirkungen auf  Mensch und Natur kritisch hinterfragen. 

Wie werden Werte wie Freiheit und Verantwortung in Bezug auf Mit-, Um- und Nachwelt verwirklicht? Es ist möglich, auch alle anderen Werte und Wertigkeiten in unserer Gesellschaft zu überdenken, z.B.: 

Sollen Finanz- und Realwirtschaft unser Leben bestimmen oder sollen sie Hilfsmittel und der Politik untergeordnet sein? Nicht alles darf rein ökonomischen Aspekten unterworfen werden. 

Wie sehen derzeit die Machtverhältnisse aus?  Mit einem BGE können wir dazu beitragen, dass Demokratie mehr verwirklicht wird und Macht wieder vom Volk statt vom Kapital ausgeht. Eine moderne Gesellschaft benötigt Menschen, die sich politisch engagieren. Die Politik selbst muss in einem demokratischen Prozess Rahmenbedingungen schaffen. 

Können wir unsere eigenen Lebensumstände selbst bestimmen und ein eigenverantwortliches Leben führen? Materielle Not verführt, Kompromisse zu machen und zwingt, alle Bedingungen anzunehmen. 

Nur durch gesicherte Existenz kann man Arbeit, die man für destruktiv (Schädigung der Umwelt, Ausbeutung anderer Menschen) oder unzumutbar (Arbeitsbedingungen) hält, ablehnen. Manche Erwerbsarbeiten werden teurer werden, manche davon und auch Produkte werden nicht mehr angeboten oder nachgefragt werden. Wenn die Bereitschaft zu bestimmten Erwerbsarbeiten zurückgeht, müssen die entsprechenden Löhne steigen. (Kleine Handwerker, Greissler, Wirte etc. werden wieder möglich, weil die Leistungen nicht den Erbringer ernähren, sondern nur sich selbst tragen müssen. Ländliche Strukturen werden aufgewertet.) 

BGE stärkt die Position der abhängig Beschäftigten. Dadurch können Mitbestimmungsrechte ausgebaut, die Ausweitung der ungesicherten Beschäftigungsverhältnisse verhindert und die Qualität von Arbeitsplätzen verbessert werden. 

3.3  Anerkennung, gesellschaftliche Stellung und Selbstwert müssen auch unabhängig von Erwerbsarbeit erfahrbar sein.

Erwerbsarbeit verliert den absoluten Vorrang vor allen anderen Lebensentwürfen. 

Wenn es möglich ist, seinen Talenten entsprechend einen Beruf zu wählen oder eine andere sinnvolle Tätigkeit auszu-üben, kann jeder Mensch entsprechend motiviert und kreativ sein. 

Manche Menschen werden in Teilzeit arbeiten, Erwerbszeiten unterbrechen, verschiedene Tätigkeiten verknüpfen. Es wird möglich sein, Bildungsangebote aufzugreifen, längere Reisen zu machen oder auch die Zeit in Muße zu verbringen. 

Geschlechterübergreifend ermöglicht ein BGE in Verbindung mit sozialen Angebotsstrukturen (Kindergärten usw.) Entscheidungsfreiheit hinsichtlich der Kombination und der biographischen Abfolge verschiedener Arbeits- und Tätigkeitsformen. Gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an Erwerbsarbeit und unbezahlter Arbeit wird durch gleichzeitige Arbeitszeitverkürzung (Arbeit „fair-teilen“) leichter möglich. Auch dadurch findet eine Aufwertung der unbezahlten Arbeit statt. (In der Erwerbsarbeit muss das Ziel „gleicher Lohn für gleiche Arbeit bei Frauen und Männern“ unabhängig vom BGE weiter verfolgt werden.) 

Selbstverantwortliche Entscheidung für verschiedene Tätigkeiten und zivilgesellschaftliches Engagement fördern die Selbstentwicklung. Sie rufen Selbstrespekt und Anerkennung durch Andere hervor.

Gesellschaftliche Anerkennung läuft nicht mehr unbedingt  über Geld. Trotzdem wird weiterhin Erwerbsarbeit angenommen werden, sei es aus materiellen Gründen oder anderen Motiven. 

Das BGE ist eine Sozialleistung, die die Würde des Menschen  wiederherstellt und Erniedrigung entgegenwirkt. Es geht damit weit über den Charakter einer Sozialleistung hinaus und ist ein Menschenrecht.

4.  Was ein Bedingungsloses 

Grundeinkommen bewirken kann:

Es sichert die Menschenrechte auf Leben und soziale Sicherheit ohne stigmatisierende Bedürftigkeitsfeststellungen.

Es erweitert den Entscheidungsfreiraum für selbstgewählte Lebensentwürfe mit oder ohne Teilnahme an marktfähiger Arbeit. 

Es ermöglicht selbstbestimmte Tätigkeiten und Selbstentwicklung und damit eine neue Definition von „Vollbeschäftigung“.

Es unterstützt freiwillige, selbständige Arbeit, wie die Arbeit im sozialen, politischen, kulturellen, künstlerischen Bereich.

Es verhindert Armut und ihre zerstörerischen Folgen.

Es führt zu gerechterer Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums ohne Wachstumszwang, verringert die Einkommensschere und sichert den sozialen Frieden.

Es trägt bei zur finanziellen Unabhängigkeit von Frauen. Trotzdem müssen Anstrengungen für Gleichberechtigung im privaten und öffentlichen Bereich weiterhin unternommen werden.

Es unterstreicht das Recht von Kindern auf Entwicklung ihrer Persönlichkeit und auf Bildung.

Es verbessert die Verhandlungsposition Lohnabhängiger und ihrer Interessenvertretungen gegenüber Arbeitgebern. 

Es fördert die Wirtschaft, stabilisiert die Kaufkraft und kann somit Konjunkturkrisen abfedern. 

Es erleichtert die Gründung von Jungunternehmen durch Verminderung der Risiken. 

Es lenkt Profite aus der kostenlosen Nutzung gesellschaftlicher Produktion (Menschen, Natur, Wissen, Technologie) in die Gesellschaft zurück.

Es vereinfacht die Verwaltung und trägt zum Abbau unnötiger Sozialbürokratie bei.

Es stärkt die Demokratie durch die Sicherung der Möglichkeit zur Teilhabe aller an der Gestaltung der Gesellschaft.

Es bietet eine materielle Basis, die der Stärkung der Reflexions- und Kritikfähigkeit sowie der Bildungsmöglichkeiten aller Menschen dient.

Es vergrößert  den demokratischen Aktionsraum für zivilgesellschaftliche Selbstorganisation. Es schafft eine Grundlage zu selbstbewusstem, politischem Handeln für jede Bürgerin und jeden Bürger.

Es drängt rassistische und fremdenfeindliche Reflexe, soweit sie von der Konkurrenz am Arbeitsmarkt hervorgebracht werden, zurück.  

Es macht das Leben des Menschen angstfreier.

Es ermöglicht ein bedächtigeres, damit nachhaltigeres und ökologischeres Wirtschaften. Um dazu auch entscheidende Wirkungen eines wirtschaftlichen Umbaus zu erzielen,  sind verbindliche Regelungen im Einklang mit dem BGE nötig.  

5.  Realisierung unseres BGE- Modells


  
Regierungen haben die Pflicht, dafür zu sorgen, dass allen jene Ressourcen und Möglichkeiten zur Verfügung stehen, die notwendig sind, um an der Gesellschaft umfassend teilhaben und diese mitgestalten zu können: Jede Gesellschaft kann sich ein angemessenes BGE leisten. Die entscheidende Frage ist also, in welchem Interesse eine Regierung ihre Budgets erstellt, im Dienste der ganzen Bevölkerung oder im Interesse wohlhabender BürgerInnen und führender Unternehmen?

5.1   Wer bekommt das BGE?

Nach den in Punkt 1 angegebenen Kriterien für das BGE, haben alle im Land dauerhaft wohnenden Menschen  einen individuellen Rechtsanspruch auf ein BGE. 

MigrantInnen und AsylwerberInnen haben,  unabhängig von der Staatsbürgerschaft, nach mehr als 6 Monaten  Lebensmittelpunkt in Österreich, ein Recht auf das BGE.  

Auch Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf einen entsprechenden, prozentuellen Anteil vom BGE. 


5.2   In welcher Höhe wird das BGE ausgezahlt?

Nach den in Punkt 1 angegebenen Kriterien für das BGE, muss das BGE existenz- und teilhabesichernd sein. Das bedeutet in Österreich ca. 1.000 Euro (14 x). 

Durch Versicherungsbeiträge erworbene Ansprüche (Arbeitslosenversicherung, Pensionsversicherung) bleiben erhalten. Lediglich die über das BGE hinausgehende Differenz wird ausbezahlt.

5.3   Woher kommt das Geld für das BGE?

a)  Umzuwidmende Ausgaben

Umschichtung derzeit bestehender Transfer- und Sozialversicherungsleistungen wie z. B. Sozialhilfe, Pensionen und Arbeitslosengeld, Notstandshilfe sowie ein Großteil der Ausgaben des AMS.

b)  Zusätzliche Einnahmen

Höhere Lohn- und Einkommensteuer für Besserverdienende; stärkere Besteuerung von Kapital und Vermögen:  Vermögenssteuer (ab 500.000 Euro), Vermögenszuwachssteuer, Grundsteuer,  Kapitalertragssteuer,  Besteuerung von großen Erbschaften und Schenkungen,  Börsenumsatzsteuer, Finanztransaktionssteuer,; stärkere Besteuerung des Ressourcenverbrauchs, Wertschöpfungsabgabe.

5.4   Was bleibt vom Sozialstaat?

Neben der Finanzierung der öffentlichen Infrastruktur (siehe Punkt 1): Situationsbezogene Leistungen wie Sozialhilfe in besonderen Lebenslagen, Pflegegeld, usw.

5.5    Regelung bei zusätzlichem Erwerbseinkommen

Der Lohnsteuerfreibetrag wird durch das BGE ersetzt, ein zusätzliches  Erwerbseinkommen wird vom ersten Euro an besteuert, wobei die geänderte Lohn- und Einkommensteuer herangezogen wird. Bei höheren Erwerbseinkommen neutralisiert die Steuer zunehmend das BGE.

6.  Begleitende Maßnahmen 

6.1   Bildung

Bildung sollte die Menschen auf die verantwortungsvolle und selbstbestimmte Lebensweise in der Gesellschaft vorbereiten.

Gestaltung der Gesellschaft, soziale Verantwortung, gemeinwohlorientiertes Handeln (Kooperation statt Konkurrenz), Klima - und Umweltschutz, Ressourcengerechtigkeit und Zukunftsfähigkeit sollen eine große Rolle dabei spielen.

Für eine Förderung der beruflichen Qualifikation der einzelnen Menschen, für berufliche Weiterbildungsangebote und natürlich auch für die Unterstützung bei der Suche nach Erwerbsarbeit sind weiterhin Servicestellen anzubieten. Dies alles soll allerdings nach dem Prinzip der Freiwilligkeit erfolgen, und nicht – wie heute - nach dem Prinzip des Zwangs und der Repression.  

Auch Weiterbildungsangebote, die nicht  mit dem Ausüben einer  Erwerbsarbeit zu tun haben z.B. für politische Bildung (lebenslanges Lernen), sollten angeboten werden.  

Abgesehen davon sollen diese Servicestellen auch auf zivilgesellschaftliche Organisationen und deren Projekte hinweisen, bzw. auf alle Aktivitäten, die gemeinwohlorientierten Charakter haben. 

Für die  Einführungsphase des BGE wäre sicher auch eine unterstützende Beratung im Hinblick auf Tagesstrukturierung bei “In- Freiheit tätig- sein“ für manche  Menschen hilfreich. Später sollten diese Aufgabe schon Eltern und Schule übernommen haben. 

6.2   Arbeitszeitverkürzung

Das BGE ermöglicht eine radikale Erwerbsarbeitszeitverkürzung auf 25 Wochenstunden für Frauen und Männer. Damit könnte man die vorhandene Erwerbsarbeit fairer verteilen, aber auch die unbezahlte Arbeit zwischen Frauen und Männern. Eine nicht so weit gehende Arbeitszeitverkürzung birgt die Gefahr in sich, zu einer Verdichtung der Arbeit in gleicher Zeit  zu führen und nicht zu neuen Erwerbsarbeitsplätzen. Wenn mehr Menschen, die Erwerbsarbeit suchen, die Möglichkeit haben, nach ihrem eigenen Gewissen und nach ihren Talenten auszuwählen, gewinnen auch Unternehmer motiviertere und engagiertere  MitarbeiterInnen.

6.3   Mindestlöhne

Mindestlöhne (Kollektivverträge, Mindeststundenlöhne) sind trotz BGE, das die Verhandlungsbasis der Arbeitnehmer stärkt, als ArbeitnehmerInnenschutz notwendig. Sie stellen sicher, das für Erwerbsarbeit ein ordentlicher Lohn gezahlt wird. Löhne sind in einer Mindesthöhe  erforderlich, die zu  einem Einkommen über der Höhe des BGE führt. Es ist nicht Aufgabe der SteuerzahlerInnen, den Unternehmen einen beträchtlichen Teil der Lohnkosten abzunehmen (Kombilohn).

7. Abgrenzungen – oder was wir nicht  wollen

Es gibt mehrere Modelle von Grundeinkommen, die unter verschiedenen Bezeichnungen eine gewisse Ähnlichkeit aufweisen,  in entscheidenden Punkten aber deutlich in Widerspruch zu unseren Intentionen (siehe Punkt 1) stehen. 

Sie unterscheiden sich von unserem emanzipatorischen BGE vor allem 

· im Ansatz gesellschaftspolitischer Perspektiven    z.B. Zwang („Anreiz“) zur Erwerbsarbeit, zu geringe Höhe des BGE, Kombilohn,

· in der Position zu bestehenden Einrichtungen des Sozialstaates                                                        z.B. Verschlechterung und Privatisierung  der Infrastruktur, Abschaffung fast aller Sozialleistungen,   

· in der Aufbringung der finanziellen Mittel 
z.B. Steuerfreiheit von Kapital und Gewinn, Steuer nur für Konsum.

8.  EUROPA-Aspekt

Bereits im Grundeinkommenskongress in Berlin (Okt. 2008) wurde die gleichzeitige Einführung des BGE in der EU gefordert.  Die EU hätte die Chance, auch als innovative Antwort auf die vielfältigen Krisen unserer Zeit, durch die Einführung des „Bedingungslosen Grundeinkommens“ für alle einen tief- greifenden Paradigmenwechsel herbeizuführen. Die Kriterien des BGE sollten in allen Mitgliedstaaten als gemeinsame Regel gelten. Da die Sozialsysteme in den einzelnen Mitgliedstaaten historisch gewachsen sehr unterschiedlich sind, sollen diese unter Einbeziehung der „gemeinsamen sozialen Regelungen für die Union (BGE)“ entsprechend angepasst werden. Eine schrittweise generelle Vereinheitlichung soll zumindest als Fernziel angedacht werden.

      Anmerkung 1: Berücksichtigung des unterschiedlichen ökonomischen  Entwicklungsstandes (z.B. in Form von „Korridoren“, die höhere Standards für reichere Mitgliedstaaten vorsehen, und niedrigere Standards für ärmere).

Anmerkung 2: Schaffung einer Solidaritätssteuer für den „Sozialen Bereich der EU“, die in reicheren Mitgliedstaaten eingeführt werden soll, um mit diesen Mitteln den ökonomisch schlechter gestellten Mitgliedstaaten das Aufholen zu erleichtern.

Bei einem BGE- Symposium in Herzogenrath (Mai 2009) wurde eine Resolution von Befürwortern des BGE aus 7 Mitgliedstaaten (A, B, D, F, I, Lux, NL) und der Schweiz an die EU-Kommission verabschiedet, in der die Kommission aufgefordert wurde, die Einführung des BGE als sozialpolitische Lösungsmöglichkeit in der EU zu prüfen. Die Einführung würde endlich eine europäische Sozialpolitik schaffen. Das BGE kann ein gemeinschaftsstiftendes und solidaritätsförderndes Element für ein gemeinsames Europa sein und würden die Unionsbürgerschaft stärken.

Eine Reihe von EU-ParlamentarierInnen setzen sich vehement für die Einführung des BGE ein. 

Bei diesem BGE-Symposium wurde aber auch auf die grundsätzliche Notwendigkeit der „Globalisierung des Grundeinkommens“ nicht vergessen und alle Anstrengungen zur Förderung dieses Zieles begrüßt.

 9.   Grundeinkommen zur Armutsbekämpfung weltweit

Schon heute gibt es in einer Reihe von Ländern Bestrebungen, in bestimmten Bereichen ein BGE einzuführen - in Namibia und Südafrika, in Brasilien und Kanada.

Durch die Einführung internationaler Steuern könnten Mittel für die Armutsbekämpfung und die Erreichung der Milleniumsziele bereitgestellt werden. Wanderbewegungen von armen zu reichen Staaten könnten durch die Bekämpfung des Hungers reduziert werden. 

Ein BGE ist nicht der „Stein der Weisen“, der alle zerstörerischen Kräfte in und zwischen Gesellschaften, Ländern, Regionen, Machtzentren, Kontinenten zum Verschwinden bringt. Es muss von anderen gesellschaftspolitischen, bewusstseinsbild-nenden und sozialethischen Maßnahmen begleitet werden.  Es ist ein Schritt in Richtung einer Gesellschaft, in der die Menschen frei und selbstbestimmt tätig sein können. Es kann aber heute bereits der Kampf um die Realisierung des Grundeinkommens das Blickfeld weiten, das Denken schärfen, die Verantwortung für die eigene und die Würde aller Menschen (auch die der kommenden Generationen) stärken, respektvolle Begegnung mit differenten Lebenskonzepten ermöglichen und Kräfte, welche die Globalisierung gestalten, bündeln.

10.      Bedingungsloses Grundeinkommen - JETZT 

Eine klare VISION ist für die Mobilisierung notwendig. 

Je mehr Menschen sich für ein BGE einsetzen, je breiter die Unterstützung in der Gesellschaft wird, desto eher werden sich die Parteien der Idee annehmen und die politische Umsetzung voranbringen.

Globalisierung braucht Grundeinkommen!
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